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SOZIALGERICHT 
MAINZ 

BESCHLUSS 

In dem Rechtsstreit  

Marian Abdulkadir Yasin, Hafenstraße 11, 67547 Worms 

- Antragstellerin - 

Prozessbevollmächtigte/r: Rechtsanwältin Katrin Knoblauch, Sandweg 9, 
60316 Frankfurt 

gegen 

Stadtverwaltung Worms, vertreten durch das, Amt für Soziales, Jugend und 
Wohnen, -Rathaus, Marktplatz 2, 67547 Worms 

- Antragsgegnerin - 

hat die 1. Kammer des Sozialgerichts Mainz am 10. Juli 2025 durch den 

Präsident des Sozialgerichts Dr. Holzheuser 
 
beschlossen: 
 

1. Die Antragsgegnerin wird im Wege der einstweiligen verpflichtet, der An-

tragstellerin für die Zeit ab Antragstellung (12.05.2025) für die Dauer von 

sechs Monaten Leistungen nach den §§ 3, 3a AsylbLG i.H.v. 460,- € zu 

gewähren. 

2. Die Antragsgegnerin hat der Antragstellerin ihre außergerichtlichen Kos-

ten zu erstatten. 
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Gründe 
 

I. 
 

Die Antragstellerin (Ast.) begehrt den Erlass einer einstweiligen Anordnung zur Ver-

pflichtung der Antragsgegnerin (Ag.), ihr, der Ast., einstweilen pro Monat statt 441,- 

€ einen Betrag i.H.v. 460,- € zu gewähren. 

 

Die 1995 geborene Ast. ist somalische Staatsangehörige. Sie reiste 2024 über die 

Niederlande in die Bundesrepublik Deutschland ein. Die Ast. wurde im Sommer 

2024 der Ag. zugewiesen; seitdem lebt die Ast. dort in einer Gemeinschaftsunter-

kunft. Mit Bescheid vom 09.07.2024 gewährte die Ag. der Ast. Leistungen nach § 3 

des Asylbewerberleistungsgesetzes (AsylbLG) Leistungen i.H.v. 460,- € pro Monat. 

Mit Bescheid vom 31.07.2024 lehnte das Bundesamt für die Anerkennung auslän-

discher Flüchtlinge (BAMF) den Asylantrag der Ast. als unzulässig ab und ordnete 

die Abschiebung in die Niederlande an. Die dagegen erhobene Klage wies das Ver-

waltungsgericht (VG) Trier mit Gerichtsbescheid vom 13.09.2024 ab. Die Auslän-

derbehörde stellte gegenüber der Ast. die Vollziehbarkeit der Ausreisepflicht fest. 

Mit Bescheid vom 25.11.2024 änderte die Ag. der Ast. gegenüber die Leistungsbe-

willigung nach dem AsylbLG ab und gewährte der Ast. für die Zukunft noch einen 

Betrag i.H.v. 322,- € pro Monat unter Berufung auf die Vorschrift des § 1a Abs. 5 

AsylbLG. Dagegen legte die Ast. Widerspruch ein. Das Sozialgericht (SG) Mainz 

ordnete durch Beschluss vom 24.01.2025 – S 10 AY 22/24 ER – die aufschiebende 

Wirkung des Widerspruchs an.    

 

Mit Bescheid vom 11.03.2025 berechnete die Ag. die der Klägerin ab März 2025 

zustehenden Leistungen auf einen monatlichen Betrag i.H.v. 441,- €. Dabei berück-

sichtigte die Ag. für die Kosten der Unterkunft (KdU) einen Betrag i.H.v. 0,- €, für 

das soziokulturelle Existenzminimum einen Betrag i.H.v. 196,- € sowie für das phy-

sische Existenzminimum einen Betrag i.H.v. 245,- €. 
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Gegen diesen Bescheid legte die Ast. mit Schreiben vom 12.03.2025 Widerspruch 

ein. Zur Begründung führte sie u.a. aus, sie Anspruch auf Gewährung von Leistun-

gen nach §§ 3 Abs. 1 Satz 2, 3a Absatz 1 AsylbLG in Höhe von 204,00 Euro und 

nach §§ 3 Absatz 1 Satz 1, 3a Absatz 2 AsylbLG in Höhe von 256,00 Euro, mithin 

insgesamt i.H.v. 460,- €. Der Anspruch ergebe sich unmittelbar aus § 3a Abs. 4 

AsylbLG i.V.m. § 28a Abs. 5 SGB XII. § 3a Absatz 4 AsylbLG laute: 

„Die Geldbeträge nach den Absätzen 1 und 2 werden jeweils zum 1. Januar eines Jahres entspre-

chend der Veränderungsrate nach § 28a des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch in Verbindung mit 

der Regelbedarfsstufen-Fortschreibungsverordnung nach § 40 Satz 1 Nummer 1 des Zwölfen Bu-

ches Sozialgesetzbuch fortgeschrieben.“ 

§ 28a Abs. 5 SGB XII laute: 

„Ergeben sich aus der Fortschreibung nach den Absätzen 2 bis 4 für die Regelbedarfsstufen Euro-

beträge, die niedriger als die im Vorjahr geltenden Eurobeträge sind, gelten die für das Vorjahr be-

stimmten Eurobeträge solange weiter, bis sich aus einer nachfolgenden Fortschreibung höhere Eu-

robeträge ergeben.“ 

Die Bekanntmachung über die Höhe der Leistungssätze nach § 3a Absatz 4 

AsylbLG für die Zeit ab 01.01.2025 (BGBl. I, 29.10.2024, Nr. 325) sei nicht verbind-

lich, sie habe lediglich deklaratorische Wirkung. Ein Anspruch auf rechtmäßig fort-

geschriebene Leistungen folge unmittelbar aus dem Gesetz. Unter Anwendung von 

§ 28a Absatz 5 SGB XII ergebe sich, dass die für das Jahr 2024 bestimmten Euro-

beträge weiter gelten, weil die Eurobeträge für das Jahr 2025 niedriger als die im 

Vorjahr geltenden Eurobeträge seien (vgl. SG Marburg, Beschluss vom 

14.02.2025 - S 16 AY 11/24 ER -. 

 

Die Ast. hat am 09.05.2025 beim SG Mainz einen Antrag auf Erlass einer einstwei-

ligen Anordnung gestellt.  

 

Zur Begründung beruft wiederholt sie ihr Vorbringen aus dem Vorverfahren und 

trägt ergänzend u.a. vor, der Anordnungsgrund ergebe sich aus dem existenzsi-

chernden Charakter der vorenthaltenen streitgegenständlichen Leistungen. Die Re-

gelungsanordnung sei für die Abwendung wesentlicher Nachteile der Antragstellerin 
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erforderlich, da die in zu niedriger Höhe bewilligten Leistungen sie von dem Leis-

tungsniveau ausschließen würden, das nach der Einschätzung des Gesetzgebers 

erforderlich sei, um das nach Art. 1 Absatz 1 i.V.m. Art. 20 Absatz 1 GG zu gewäh-

rende soziokulturelle Existenzminimum zu decken. Höhere Anforderungen an die 

Glaubhaftmachung des Anordnungsgrundes seien vorliegend nicht zu stellen. An 

das Vorliegen des Anordnungsgrundes seien weniger strenge Anforderungen zu 

stellen, wenn bei der Prüfung der Sach- und Rechtslage das Obsiegen in der Haupt-

sache wahrscheinlich sei. Die von der Bundesregierung vertretene Ansicht, dass 

die Besitzschutzregelung nicht für die Fortschreibung der Regelbedarfe für Asylbe-

werber gelte, sei nicht zu überzeugend. Ein Anspruch auf rechtmäßig fortgeschrie-

bene Leistungen folge unmittelbar aus dem Gesetz. Die Regelung des § 28a Absatz 

5 SGB XII sei aufgrund des Verweises in § 3a Abs. 4 AsylbLG unmittelbar auf die 

Berechnung der Geldbeträge in § 3a AsylbLG anwendbar. Dies entspreche auch 

der Rechtsprechung der Sozialgerichte Stuttgart (Beschluss vom 25.03.2025 – S 

AY 4251/23 -), Halle (Beschluss vom 17.03.2025 – S 17 AY 3/25 ER -) und Speyer 

(Beschluss vom 12.05.2025 – S 16 AY 10/25 ER -) 

 

 

Die Ast. beantragt, 

die Ag. im Wege einer einstweiligen Anordnung zu verpflichten, ihr, der 

Ast., ab Antragstellung für einen in das Ermessen des Gerichts gestellten 

Zeitraum vorläufig Leistungen nach §§ 3, 3a AsylbLG i.H.v. 460,- € monat-

lich zu gewähren. 

 

Die Ag. beantragt, 

den Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung abzulehnen  

 

Zur Begründung führt sie u.a. aus, dass ein Anordnungsgrund weder erkennbar 

noch vorgetragen sei. Inwiefern eine gesetzlich vorgesehene Leistung von € 441.- 

monatlich gegenüber der vorgebrachten von € 460.-, mithin weniger als 5%, eine 

Gefährdung des zum Leben Unerlässlichen darstelle, bleibe offen. Die angegriffene 
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Leistungsgewährung sei rechtmäßig, da die Ast. lediglich einen Anspruch i.H.v. 

441,- € habe. Dieser Betrag gelte für dahingehende Leistungen ab Januar 2025. § 

3a Abs. 4 AsylbLG setze eine Fortschreibung der Geldbeträge „entsprechend der 

Veränderungsrate nach § 28a“ SGB XII fest. Dies bedeute keinen Verweis auf die 

gesamte Regelung des § 28a SGB XII, insbesondere nicht auf die Bestandsschutz-

regelung des Absatzes 5, sondern lediglich auf die Fortschreibung der Verände-

rungsrate. Diese habe eine Leistung von insgesamt monatlich 441.- € zur Folge. 

Zwar führe das SG Marburg u.a. aus, dass „nach dem Willen des Gesetzgebers (…) 

die bei den Regelbedarfen nach dem SGB XII vorgenommenen Fortschreibungen 

im Anwendungsbereich des AsylbLG exakt nachvollzogen werden“ sollten und da-

her auch der Abs. 5 Anwendung finden würde; dies sei jedoch unrichtig. Aus den 

Gesetzes- bzw. Verordnungsmaterialien zur Regelbedarfsstufen-Fortschreibungs-

verordnung 2025 (RBSFV 2025) ergebe sich:  

„Aufgrund der Fortgeltung der im Jahr 2024 geltenden Beträge der Regelbedarfsstufen und der pro-

zentualen Ankopplung der Höhe von Mehrbedarfen an die Regelbedarfsstufen sowie der Fortgeltung 

der Teilbeträge der Bedarfe für die Ausstattung mit persönlichem Schulbedarf in unveränderter Höhe 

für das Kalenderjahr 2025 entstehen in 2025 keine Mehrausgaben im Bereich des Zweiten, Zwölften 

und Vierzehntes Buches Sozialgesetzbuches. Dies gilt ebenso für die nach § 2 Asylbewerberleis-

tungsgesetz (AsylbLG) entsprechend dem SGB XII zu gewährenden Leistungen (sogenannte Ana-

logleistungen). Im Unterschied dazu findet die Besitzschutzregelung des § 28a Absatz 5 SGB XII 

keine Anwendung für die Fortschreibung der Bedarfssätze für Grundleistungen nach § 3a AsylbLG 

(Geldleistungssätze) während der ersten 36 Monate des Aufenthalts in Deutschland. Demzufolge 

sinken die Geldleistungssätze in 2025. Hierdurch entstehen in 2025 für Länder und Kommunen Min-

derausgaben von 87 Millionen Euro.“ (BR-Drs- 453/24 S. 1) 

 

Dies sei auch Auffassung des zuständigen Bundesministeriums für Arbeit und So-

ziales (BMAS) und dies gelte für Leistungsbezieher nach dem SGB XII und dem 

SGB II. Für diese Personenkreise bestehe die Notwendigkeit, über den Besitzschutz 

die auf längerfristigen Planungen beruhenden Lebensgrundlagen abzusichern. 

Konsequenterweise werde dies durch die Landes- und Kommunalverwaltungen 

auch so umgesetzt. Ebenso entspreche dies der gängigen Kommentarliteratur 

(BeckOK AuslR/Spitzlei, 43. Ed. 1.10.2024, AsylbLG § 3a Rn. 15, beck-online; 

Schwabe, ZfF 2025, 30). Auch die Rechtsprechung kenne andere Entscheidungen 
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als die von der Ast. zitierten, nämlich z.B. SG Heilbronn, Beschluss vom 17.02.2025 

– S 15 AY 181/25 ER -. 

 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt 

der Verwaltungsakten der Ag. und auf den Inhalt der Gerichtsakten verwiesen. 

 

 

II. 

 

Der Antrag der Ast., die Ag. im Wege einer einstweiligen Anordnung zu verpflichten, 

ihr, der Ast., ab Antragstellung für einen in das Ermessen des Gerichts gestellten 

Zeitraum vorläufig Leistungen nach §§ 3, 3a AsylbLG i.H.v. 460,- € monatlich zu 

gewähren, ist begründet. 

 

Gemäß den Vorschriften des § 86b Abs. 2 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) kann 

das Gericht der Hauptsache, soweit nicht ein Fall des § 86b Abs. 1 SGG vorliegt, 

auf Antrag eine einstweilige Anordnung in Bezug auf den Streitgegenstand treffen, 

wenn die Gefahr besteht, dass durch eine Veränderung des bestehenden Zustan-

des die Verwirklichung eines Rechts des Antragstellers vereitelt oder wesentlich er-

schwert werden könnte. Eine einstweilige Anordnung ist auch zur Regelung eines 

vorläufigen Zustandes in Bezug auf ein streitiges Rechtsverhältnis zulässig, wenn 

eine solche Regelung zur Abwendung wesentlicher Nachteile nötig erscheint (§ 86b 

Abs. 2 Satz 2 SGG). Demzufolge setzt die Begründetheit eines Antrags nach § 86b 

Abs. 2 SGG das Bestehen eines Anordnungsgrundes und eines Anordnungsan-

spruchs voraus. Ein Anordnungsgrund in diesem Sinne liegt dann vor, wenn eine 

Eilbedürftigkeit der vorläufigen Regelung besteht. Dies ist immer dann gegeben, 

wenn ohne die beantragte Regelung für den Antragsteller schwere, irreparable 

Nachteile drohen würden. Der Anordnungsanspruch ist dann gegeben, wenn der 

geltend gemachte Anspruch materiell-rechtlich nach einer im Eilverfahren allein 

möglichen summarischen Prüfung der Sach- und Rechtslage bestehen würde. 
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Ausgehend von den dargelegten Grundsätzen hat die Ast. zur Überzeugung der 

Kammer sowohl einen Anordnungsanspruch als auch einen Anordnungsgrund 

glaubhaft gemacht.  

 

Entgegen der Auffassung der Ag. ist die Bestandsschutzregelung des § 28 Abs. 5 

SGB XII auch im Rahmen der Vorschriften der §§ 3, 3a AsylbLG anwendbar (so 

auch SG Marburg, Beschluss vom 14.02.2025 - S 16 AY 11/24 ER -; SG Stuttgart, 

Beschluss vom 25.03.2025 – S AY 4251/23 -; SG Speyer, Beschluss vom 

12.05.2025 – S 16 AY 10/25 ER -). Die Ast. hat dementsprechend einen Anspruch 

auf Gewährung von Leistungen nach §§ 3 Abs. 1 S. 2, 3a Abs. 1 AsylbLG i.H.v. 

460,- € monatlich. Die Höhe der Leistungen ergibt sich unter Berücksichtigung aller 

dafür und dagegen sprechenden Argumente, die die Beteiligten vorgetragen haben, 

zur Überzeugung der Kammer hierbei unmittelbar aus den gesetzlichen Regelun-

gen. Die Regelung des § 28a Abs. 5 SGB XII ist hierbei unmittelbar auf die Berech-

nung der Geldbeträge in § 3a AsylbLG anwendbar (SG Marburg, a.a.O.). Nach dem 

unmittelbaren Wortlaut in § 1 Abs. 2 RBSFV 2025, auf den § 3a Abs. 4 AsylbLG 

verweist, wird § 28a Abs. 5 SGB XII bei der Berechnung der Geldbeträge ab dem 

01.01.2025 angewendet. Dieses Ergebnis entspricht auch dem Willen des Gesetz-

gebers. Im Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 22.09.2014 (BT-Drs. 18/2592, 

S. 25), mit dem der heutige § 3a Abs. 4 AsylbLG als § 3 Abs. 4 AsylbLG eingeführt 

wurde, heißt es: „Die im Gesetz für das Jahr 2014 festgeschriebenen Beträge zum 

Bargeldbedarf und den Geldbeträgen nach Absatz 2 ergeben sich durch Fortschrei-

bung der in der EVS 2008 ermittelten Beträge. Dabei wurden die bei den Regelbe-

darfen nach dem SGB XII vorgenommen Fortschreibungen exakt nachvollzogen. 

Dies betrifft sowohl die Veränderungsraten als auch die einzelnen Berechnungsre-

geln.“ Demnach sollen also die bei den Regelbedarfen nach dem SGB XII vorge-

nommenen Fortschreibungen im Anwendungsbereich des AsylbLG „exakt nachvoll-

zogen“ werden. Diese Fortschreibung beinhaltet nach dem Wortlaut von § 28a Abs. 

1 SGB XII auch die Bestandsschutzregel des Absatz 5. Zudem handelt es sich bei 

§ 28a Abs. 5 SGB XII ersichtlich um eine „Berechnungsregel“, die im Gesetzentwurf 
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für das AsylbLG ausdrücklich in Bezug genommen wird. § 3a Abs. 4 AsylbLG ver-

weist nach dem Willen des Gesetzgebers auf den gesamten § 28a SGB XII und 

damit auch auf § 28a Abs. 5 SGB XII und nicht lediglich isoliert auf einzelne Absätze 

des § 28a SGB XII, da der Verweis auf die „einzelnen Berechnungsregeln“ in der 

Gesetzesbegründung anderenfalls völlig überflüssig gewesen wäre (vgl. zum Gan-

zen SG Marburg, a.a.O.). Die u.a. von der Bundesregierung bzw. vom BMAS ver-

tretene Ansicht, dass die Besitzschutzregelung nicht für die Fortschreibung der Re-

gelbedarfe für Asylbewerber gelte, überzeugt die Kammer nicht. Soweit in Literatur 

und Rechtsprechung ebenfalls diese Auffassung vertreten wird (siehe z.B. Spitzlei 

in: BeckOK Ausländerrecht, Kluth/Heusch, 43. Ed., Stand: 01.10.2024, AsylbLG § 

3a Rn. 15, beck-online, SG Heilbronn, a.a.O.) kann das Gericht den dort getätigten 

Ausführungen für diese Ansicht keine tragenden Argumente entnehmen. Soweit 

z.B. darauf verwiesen wird, dass das AsylbLG im Gegensatz zu § 20 SGB II nicht 

direkt auf § 28a Abs. 5 SGB XII verweise, ist zu beachten, dass auch § 20 SGB II 

lediglich auf § 28a SGB XII im Allgemeinen verweist, aber keinen direkten Bezug 

auf die Bestandsschutzregelung des § 28a Abs. 5 SGB XII erkennen lässt. Dem-

entsprechend ergeben sich – insbesondere unter Berücksichtigung der oben dar-

gelegten Argumentation für eine Anwendung von § 28a Abs. 5 SGB XII – keine 

überzeugenden Ansatzpunkte für die Annahme, dass die Verweisung in § 3a Abs. 

4 Satz 1 AsylbLG auf die Veränderungsrate nach § 28a SGB XII die Bestands-

schutzregelung des Abs. 5 nicht erfassen soll.  

 

Daran ändert auch der zutreffende Hinweis der Ag. auf die Bekanntmachung über 

die Höhe der Leistungssätze nach § 3a Abs. 4 des AsylbLG für die Zeit ab 

01.01.2025 nichts. Die Bekanntmachung ist nämlich rechtlich nicht verbindlich und 

hat lediglich einen rein informatorischen Charakter zum Zwecke der einheitlichen 

Rechtsanwendung und damit eine deklaratorische Bedeutung (siehe Frerichs in: 

Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB XII, 4. Aufl., § 3a AsylbLG (Stand: 08.04.2025), Rn. 

126 m.w.N.). Anders als bei der Fortschreibung der Regelbedarfssätze nach § 28a 

SGB XII, bei der die Anlage zu § 28 SGB XII um die neuen Regelbedarfsstufen 

durch Verordnung zu ergänzen ist (vgl. § 40 S. 1 Nr. 2 SGB XII), sieht § 3a Abs. 4 
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S. 3 AsylbLG eine bloße Bekanntgabe der neuen Bedarfe durch das BMAS im Bun-

desgesetzblatt vor. Diese Bekanntgabe betrifft weder ein förmliches Gesetz noch 

ein sonstiges materielles Gesetz (z.B. eine Rechtsverordnung oder Satzung). Sie 

hat noch nicht einmal den Rang einer die Leistungsbehörden bindenden Verwal-

tungsvorschrift (vgl. SG Speyer, Beschluss vom 12.-05.2025 – S 16 AY 10/25 ER 

m.w.N.).  

 

Ein Anspruch auf rechtmäßig fortgeschriebene Leistungen folgt dementsprechend 

auch nicht aus der Bekanntmachung, sondern unmittelbar aus dem Gesetz. Soweit 

die Leistungsveränderung nach dem SGB XII feststeht, sind die Leistungen nach 

dem AsylbLG entsprechend anzupassen. Der Leistungsbezieher hat einen einklag-

baren Anspruch darauf, dass ihm die Leistungen auch in korrekt angepasster Höhe 

bewilligt werden. Die Bekanntmachung ist nicht verbindlich, sondern dient der 

Transparenz einheitlicher Gesetzesanwendung. Sie hat lediglich deklaratorische 

Wirkung und soll dafür sorgen, dass alle Leistungsträger durch das Ministerium über 

die neue Höhe informiert werden, damit diese nicht selbst die notwendigen Berech-

nungsschritte vornehmen müssen. Dafür spricht vor allem, dass dem BMAS kein 

Spielraum hinsichtlich der Höhe der Fortschreibung zusteht. Die regelmäßige An-

passung ist außerdem auf verfassungsrechtliche Erwägungen zurückzuführen, wo-

nach die grundrechtliche Überprüfung und Weiterentwicklung der Höhe der Leistun-

gen anhand gegenwärtiger Umstände zur Sicherung des Existenzminimums auch 

bei Leistungsbezug nach dem AsylbLG gebunden ist. Der Gesetzgeber hat gerade 

im Hinblick auf die Beanstandung der nicht erfolgten Prüfung der Höhe der Leistun-

gen im AsylbLG durch die Rechtsprechung gesetzliche Neuregelungen zur Fort-

schreibung der Bedarfe getroffen (SG Speyer, a.a.O. m.w.N.). Nach dieser Maß-

gabe ergibt sich unter Anwendung von § 28a Abs. 5 SGB XII im vorliegenden Fall, 

dass die für das Jahr 2024 bestimmten Eurobeträge weiter gelten, weil die Eurobe-

träge für das Jahr 2025 niedriger als die im Vorjahr geltenden Eurobeträge sind, aus 

der korrekten Anwendung einfachgesetzlichen Rechts. 
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Der Anordnungsgrund ergibt sich – auch unter Berücksichtigung des geringen Dif-

ferenzbetrages von 19,- € monatlich zwischen der Höhe der von der Ag. bereits 

gewährten Leistung und der Höhe der Leistung zu der die Kammer die Ag. verpflich-

tet – aus dem existenzsichernden Charakter der vorenthaltenen streitgegenständli-

chen Leistungen. Die Regelungsanordnung ist für die Abwendung wesentlicher 

Nachteile der Ast. erforderlich, da die in zu niedriger Höhe bewilligten Leistungen 

sie von dem Leistungsniveau ausschließen würden, das nach der Einschätzung des 

Gesetzgebers erforderlich ist, um das nach Art. 1 Abs. 1 i. V. m. Art. 20 Abs. 1 GG 

zu gewährende soziokulturelle Existenzminimum zu decken. Höhere Anforderun-

gen an die Glaubhaftmachung des Anordnungsgrundes sind vorliegend nicht zu 

stellen.  

 

Dem Antrag ist danach im tenorierten Umfang stattzugeben. Die Kammer hat ihr 

Ermessen hinsichtlich des Zeitraums der Verpflichtung der Ag. dahingehend aus-

geübt, dass zunächst bis 12.11.2025 – soweit sich die vollziehbar ausreisepflichtige 

Ast. dann noch in der Bundesrepublik Deutschland befindet - vorläufig Leistungen 

zu erbringen sind. Die Kammer orientiert sich hierbei an der Vorläufigkeit des Eil-

verfahrens und der für die Durchführung eines Widerspruchsverfahrens angemes-

senen Dauer gem. § 88 Abs. 2 SGG.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf dem im gerichtlichen Eilverfahren entsprechend 

anwendbaren § 193 SGG und entspricht dem Ausgang des Verfahrens.  

 
 
Ein Rechtsmittel gegen diese Entscheidung ist nicht gegeben, da der Wert des Be-

schwerdegegenstandes 114,- € beträgt. Dieser Betrag übersteigt die Summe aus 

§§ 172 Abs. 3 Nr. 1, 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGG in Höhe von 750,- € nicht. Dieser 

Beschluss ist unanfechtbar, § 172 Abs. 3 Nr. 1 SGG. 

 
 
 
(Dr. Holzheuser) 
Präsident des Sozialgerichts 


